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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Beitritt der Europäischen Union 
zum Protokoll zum Schutz des Mittelmeeres vor Verschmutzung durch die Erforschung 
und Nutzung des Festlandsockels, des Meeresbodens und des Meeresuntergrundes
(09671/2012 – C7-0144/2012 – 2011/0304(NLE))

(Zustimmung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Entwurfs eines Beschlusses des Rates (09671/2012),

– in Kenntnis des Protokolls zum Schutz des Mittelmeeres vor Verschmutzung durch die 
Erforschung und Nutzung des Festlandsockels, des Meeresbodens und des 
Meeresuntergrundes, das dem vorstehend genannten Entwurf eines Beschlusses des Rates 
beigefügt ist,

– in Kenntnis des vom Rat gemäß Artikel 192 Absatz 1 und Artikel 218 Absatz 6 
Unterabsatz 2 Buchstabe a des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
unterbreiteten Ersuchens um Zustimmung (C7-0144/2012),

– gestützt auf die Artikel 81 und 90 Absatz 7 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (A7-0319/2012),

1. gibt seine Zustimmung zum Beitritt zum Protokoll;

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den Regierungen und nationalen Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Am 27. Oktober 2011 veröffentlichte die Kommission einen Vorschlag1 für einen Beschluss 
des Rates über den Beitritt der Europäischen Union zum Protokoll zum Schutz des 
Mittelmeeres vor Verschmutzung durch die Erforschung und Nutzung des Festlandsockels, 
des Meeresbodens und des Meeresuntergrundes („Offshore-Protokoll“). Das am 
14. Oktober 1994 angenommene Offshore-Protokoll ist eines der Protokolle des 
Übereinkommens zum Schutz der Meeresumwelt und der Küstengebiete des Mittelmeers; es 
ist gemeinhin als „Übereinkommen von Barcelona“ bekannt und wurde 1976 unterzeichnet 
und 1995 geändert. Die Europäische Union ist ebenso wie alle an das Mittelmeer 
angrenzenden EU-Mitgliedstaaten sowie 14 weitere Mittelmeerstaaten Vertragspartei des 
Übereinkommens von Barcelona.

Das Offshore-Protokoll deckt ein breites Spektrum von Erforschungs- und 
Nutzungsaktivitäten im Mittelmeer sowie Genehmigungsauflagen, die Beseitigung 
aufgegebener oder stillgelegter Anlagen, die Verwendung und Beseitigung gefährlicher 
Stoffe, Haftungs- und Entschädigungsfragen, die Koordinierung mit anderen Vertragsparteien 
des Übereinkommens von Barcelona auf regionaler Ebene sowie Sicherheitsbestimmungen, 
Notfallplanung und Überwachung ab.

Das Offshore-Protokoll trat nach seiner Ratifizierung durch sechs Vertragsparteien (Albanien, 
Tunesien, Marokko, Libyen, Zypern und Syrien) am 24. März 2011 in Kraft und wurde von 
der Union bislang weder unterzeichnet noch ratifiziert. Der Beitritt der Union zu dem 
Protokoll erfordert gemäß Artikel 218 Absatz 6 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union die Zustimmung des Europäischen Parlaments.

Die Notwendigkeit einer erhöhten Sicherheit in der Offshore-Erdöl- und -Erdgasförderung 
wurde durch die jüngsten Unfälle, insbesondere durch die von der Bohrinsel 
„Deepwater Horizon“ verursachte Ölpest im Golf von Mexiko im Jahre 2010, in dramatischer 
Art und Weise deutlich: Nach der Entdeckung neuer Lagerstätten fossiler Brennstoffe im 
Mittelmeer ist mit einer Zunahme der Offshore-Aktivitäten zu rechnen, und ein derartiger 
Unfall könnte unmittelbare weitreichende Auswirkungen auf ein halbumschlossenes Meer wie 
das Mittelmeer haben und mit tragischen Folgen für seine Wirtschaft und seine empfindlichen 
Ökosysteme verbunden sein; die Bemühungen der an das Mittelmeer angrenzenden 
EU-Mitgliedstaaten zur Erreichung und Aufrechterhaltung eines guten Umweltzustands in 
ihren Meeresgewässern gemäß den Auflagen der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie wären 
folglich gefährdet.

Eine Politik für eine nachhaltige Steuerung der Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten ist 
dringend erforderlich. Zu dem geplanten Vorgehen der EU zur Bewältigung dieser Situation 
gehört ein derzeit zur Beratung stehender Vorschlag der Kommission für eine Verordnung 
über die Sicherheit von Offshore-Aktivitäten zur Prospektion, Exploration und Förderung von 
Erdöl und Erdgas. Dennoch ist festzuhalten, dass sich die grenzübergreifenden Folgen eines 

1 COM(2011) 0690.
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Unfalls im Mittelmeer mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht allein auf die Mitgliedstaaten der 
EU beschränken würden. Deshalb sollte die EU die internationale Zusammenarbeit fördern, 
um die Sicherheit und die Notfallkapazitäten der Offshore-Aktivitäten aller beteiligten 
Akteure zu verbessern. Mit der Ratifizierung des Offshore-Protokolls würde ein wesentlicher 
Schritt in diese Richtung unternommen und zugleich ein wichtiger Hebel bereitgestellt, um 
eine gute Zusammenarbeit und langfristige konkrete Anstrengungen sämtlicher 
Mittelmeerstaaten für ein Höchstmaß an Sicherheit der Offshore-Aktivitäten zu 
gewährleisten.

Das Übereinkommen von Barcelona ist der ideale rechtliche Rahmen, um die entsprechenden 
internationalen Strategien auszuarbeiten. Das Offshore-Protokoll, das vor beinahe 20 Jahren 
angenommen wurde, als der Ansatz des internationalen Umweltrechts ein anderer war, weist 
unter Umständen Unzulänglichkeiten bei der Darstellung eines Systems für die dauerhafte 
Steuerung von Offshore-Aktivitäten auf. Dennoch sollte die Gelegenheit nicht versäumt 
werden, die dauerhafte Steuerung der Offshore-Aktivitäten zur Erschließung der Erdöl- und 
Erdgasvorkommen im Mittelmeer im Rahmen des Übereinkommens von Barcelona auf die 
Tagesordnung zu setzen.

Tatsächlich hat das Europäische Parlament seinen Standpunkt bereits in seiner Entschließung 
vom 13. September 2011 zu den Herausforderungen bei der Sicherheit von Offshore-Erdöl- 
und -Erdgasaktivitäten (Berichterstatterin: Vicky Ford, ECR) zum Ausdruck gebracht; darin 
wird hervorgehoben, „dass das noch nicht ratifizierte Offshore-Protokoll für das Mittelmeer 
von 1994 dringend im vollen Umfang durchgesetzt werden muss, damit die Umwelt vor einer 
Verschmutzung aufgrund der Exploration und Gewinnung von Rohstoffen geschützt werden 
kann.“

In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen empfiehlt die Berichterstatterin dem Parlament, 
dem Beitritt der EU zum Offshore-Protokoll zuzustimmen.
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